
 

Zweckverband Wasserversorgung und Abwasserentsorgung  
Fürstenwalde und Umland 

1. Änderungssatzung 
 zur Abwasserbeseitigungssatzung des Zweckverbandes Wasserversorgung 

und Abwasserentsorgung Fürstenwalde und Umland (ABS) 

 

 

Aufgrund der §§ 2, 3, 12 und 28 Abs. 2 Nr. 9 der Kommunalverfassung des Landes 

Brandenburg (BbgKVerf) vom 18.12.2007 (GVBl. I S. 286), geändert durch Art. 15 

des Gesetzes vom 23.09.2008 (GVBl. I, S. 202, 207), der §§ 64 ff. des Brandenbur-

gischen Wassergesetzes (BbgWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

08.12.2004 (GVBl. I, S. 50), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 

15.07.2010 (GVBl. I, S. 4), sowie der §§ 6 und 8 des Gesetzes über kommunale 

Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 28.05.1999 (GVBl. I S. 194), geändert durch Art. 8 des Gesetzes vom 

23.09.2008 (GVBl. I, S. 202, 206), hat die Verbandsversammlung des Zweckverban-

des Wasserversorgung und Abwasserentsorgung Fürstenwalde und Umland in ihrer 

Sitzung vom 13.12.2011 die folgende 1. Änderungssatzung beschlossen:  

 

: 



 

 

Artikel 1 

1. § 6 Abs. 1 wird geändert und wie folgt neu gefasst: 
 
Das Anschlussrecht erstreckt sich auf solche Grundstücke, die an die betriebsfertige 
Abwasserentsorgungsanlage angeschlossen werden können. Dazu müssen die öf-
fentlichen Kanäle in unmittelbarer Nähe des Grundstücks oder auf dem Grundstück 
verlaufen. In anderen Fällen, insbesondere bei Hinterliegergrundstücken, besteht ein 
Anschlussrecht, wenn die Anschlussmöglichkeit tatsächlich gegeben und rechtlich 
gesichert ist, indem Eigentümeridentität zwischen Hinter- und Vorderliegergrundstück 
oder eine dingliche Sicherung zugunsten des Hinterliegergrundstücks besteht und 
soweit hierdurch das öffentliche Wohl nicht beeinträchtigt wird. 
 
 
2. § 10 Abs. 1 Satz 1 wird geändert und wie folgt neu gefasst: 
 
Bei der zentralen Abwasserentsorgungsanlage kann die Befreiung vom Anschluss- 
und Benutzungszwang auf schriftlichen Antrag gewährt werden, wenn der Anschluss 
des Grundstücks für den Grundstückseigentümer, unter Berücksichtigung der Erfor-
dernisse des Gemeinwohls, unzumutbar ist und soweit der Zweckverband von der 
Abwasserbeseitigungspflicht freigestellt ist. 
 
 
3. § 10 Abs. 2 wird geändert und Satz 2 neu eingefügt: 
 
Die Befreiung erlischt, sobald der Zweckverband hinsichtlich des freigestellten 
Grundstücks abwasserbeseitigungspflichtig wird. 
 
 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in 
Kraft. 
 
 
 
 
____________________________________  
Ort, Datum 

_______________________   DS 
Hengst 
Verbandsvorsteher 



 

Bekanntmachungsanordnung 
 

Die öffentliche Bekanntmachung der am _______________ ausgefertigten 1. Ände-

rungssatzung zur Abwasserbeseitigungssatzung des Zweckverbandes Wasserver-

sorgung und Abwasserentsorgung Fürstenwalde und Umland wird hiermit angeord-

net. 

Für den Fall, dass diese Satzung unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-

schriften, die in der Kommunalverfassung für das Land Brandenburg enthalten oder 

aufgrund dieses Gesetzes erlassen worden sind, zustande gekommen ist, so ist die-

se Verletzung unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit der 

öffentlichen Bekanntmachung der Satzung gegenüber dem Zweckverband unter der 

Bezeichnung der verletzten Vorschrift und der Tatsache, die den Mangel ergibt, gel-

tend gemacht worden ist. 

___________________________________ 

Ort, Datum 

         DS 

 

_________________________ 

Hengst 

Verbandsvorsteher 
 


